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Europäisches Bildungsprogramm ERASMUS+ verzeichnet großen Anstieg

104.000 Deutsche wurden 2017 bei Auslandsaufenthalt gefördert
Laut des neuen Jahresberichts der Europäischen 
Kommission über Erasmus+ nehmen immer mehr 
Europäer an diesem Austausch- und Bildungspro-
gramm teil.

Die Anzahl der geförderten Projekte ist ebenfalls weiter 
gestiegen. Im Jahr 2017 unterstützte Erasmus+ eine Re-
kordzahl von fast 800.000 Personen dabei, im Ausland zu 
studieren, eine Ausbildung zu absolvieren oder freiwillig 
tätig zu sein. Davon kamen 104.000 aus Deutschland. 
Dies ist ein Plus von zehn Prozent gegenüber 2016. Im 
Jahr 2017 hat die EU die Rekordsumme von 2,6 Milliarden 
Euro in das Programm investiert – das sind 13 Prozent 
mehr als 2016.
Gefördert wurde auch die Zusammenarbeit zwischen Bil-

dungseinrichtungen, Jugendorganisationen und Unter-
nehmen. Aus dem Jahresbericht geht hervor, dass mit ei-
ner Gesamtzahl von 160.000  immer mehr Teilnehmer und 
Absolventen aus der beruflichen Bildung (wie Auszubil-
dende oder Ausbilder) über die Programmförderung im 
Ausland wertvolle Erfahrungen sammeln. Darunter befin-
den sich mehr als 25.000 deutsche Teilnehmer. Deutsch-
land profitierte 2017 von 1884 Projekten im Rahmen von 
Erasmus+. Das Programm bietet vor allem jungen Men-
schen ausgezeichnete Möglichkeiten, zusätzliche Kompe-
tenzen zu erwerben, neue Horizonte zu entdecken und fit 
für den Arbeitsmarkt der Zukunft zu werden. Mehr über 
das Programm und die vielfältigen Fördermöglichkeiten 
erfahren Sie auf der Website von Erasmus+:
https://www.erasmusplus.de/

Geht es den selbsternannten Umweltexperten doch nur um die eigene Daseinsberechtigung?

CO2, Feinstaub und Stickoxid-Grenzwerte – alles nicht so schlimm?
Alle natürlichen und künstlichen Stoffe, mit denen wir in 
Berührung  kommen, sind zugleich schädlich oder auch 
nicht schädlich. Es kommt stets auf die Konzentration und 
die Zeit des Kontaktes an. Denken Sie nur an Medikamen-
te. Sie können helfen, in der falschen Dosierung aber auch 
tödlich sein.
Endlich äußern sich Ärzte und Wissenschaftler zu schädli-
chen Konzentrationen von CO2, Feinstaub und Stickoxid. 
Sie warnen vor der Hysterie, die unser Leben nachhaltig 
zum Schlechteren verändern wird. Nichts gegen Bestre-
bungen zur Reduzierung von Umweltbelastungen – sie 
müssen sein, aber bitte auf Grundlage objektiver wissen-
schaftlicher Bewertungen und nicht aufgrund von ideolo-

gischen Bestrebungen! Das vernünftige Augenmaß ist am 
Ende wirkungsvoller als das Motto „Koste es, was es wol-
le“. Solange die Schadstoffkonzentrationen in Wohnräu-
men und an Arbeitsplätzen ein Vielfaches von denen im 
Straßenraum betragen dürfen, wird die Hysterie für mich 
nicht nachvollziehbar. Auf die „falsche“ Aufstellung von 
Messstellen in deutschen Städten habe ich seit Jahren auf-
merksam gemacht. Sie dürfen natürlich nicht in Parkanla-
gen, fernab vom Straßenverkehr stehen, aber eben auch 
nicht direkt an schlecht belüfteten Straßenrändern. Die 
EU-Richtlinie gibt hierfür konkrete Vorgaben. Dieselfahr-
verbote sind ein selbstgemachtes Problem unserer Städte. 
Für dessen Lösung sollen nun die Kraftfahrer „bezahlen“.

https://www.erasmusplus.de/
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Handel mit Einbürgerungen – EU-Kommission schlägt Sicherheitsalarm

„Diesen Verfahren müssen wir dringend einen Riegel vorschieben“ 
Aus einem aktuellen Bericht der EU-Kommission geht 
hervor, dass Bulgarien, Zypern und Malta ihre Staats-
bürgerschaften an reiche Investoren verkaufen.

In diesen drei EU-Mitgliedstaaten müssen zahlungskräf-
tige Neubürger weder einen physischen Wohnsitz noch 
andere echte Verbindungen zum Einbürgerungsland 
nachweisen. Ich bin mit der EU-Kommission absolut ei-
ner Meinung, dass wir solchen Verfahren dringend einen 
Riegel vorschieben müssen. Das „Verscherbeln“ von EU-
Staatsbürgerschaften birgt Sicherheitsrisiken für die ge-
samte Union und öffnet Geldwäschern, Steuerhinterzie-
hern und korrupten Handlangern Tür und Tor.
Die Entscheidung eines Mitgliedstaates über die Ertei-
lung der Staatsbürgerschaft als Gegenleistung für Inves-

titionen räumt in anderen Mitgliedstaaten automatisch 
Rechte ein, insbesondere was die Freizügigkeit und den 
Zugang zum EU-Binnenmarkt für die Ausübung wirt-
schaftlicher Tätigkeiten sowie das aktive und passive 
Wahlrecht bei europäischen und lokalen Wahlen betrifft.
In 20 EU-Mitgliedstaaten kommen derzeit außerdem Auf-
enthaltsregelungen für Investoren zur Anwendung, für 
die Ähnliches gilt. Die sogenannten „goldenen Visa“ sind 
Aufenthaltspapiere für Unternehmer, die es ihnen auch 
erlauben, sich frei im Schengen-Raum zu bewegen. Das 
EU-Recht regelt zwar die Einreisebedingungen für be-
stimmte Kategorien von Drittstaatsangehörigen, doch 
die Erteilung von Aufenthaltsgenehmigungen für Inves-
toren ist auf EU-Ebene (noch) nicht geregelt und fällt da-
mit in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten.

Europawahl 2019

Neue Webseite mit Informationen zur Stimmabgabe in allen Ländern
Das Europäische Parlament hat erstmalig eine Website 
eingerichtet, die darüber informiert, wie man in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten oder aus dem Ausland wählen 
kann. Die Website soll die Wahlberechtigten mit allen In-
formationen versorgen, die sie an dem Ort benötigen, wo 
sie ihre Stimme abgeben. Die nationalen Wahlvorschrif-
ten werden in einem Leitfaden (mit Fragen und Antwor-
ten) für jedes Land erläutert, einschließlich Informationen 
über Wahltag, Wahlalter, Registrierungsfristen, Dokumen-
te, die für die Registrierung zur Stimmabgabe erforderlich 

sind, Sperrklauseln für politische Parteien, die Gesamtzahl 
der in jedem Mitgliedstaat gewählten Abgeordneten und 
über Links zu den Websites der nationalen Wahlbehör-
den. Da diese Informationen länderspezifisch sind, bie-
tet die Website Antworten zu jedem EU-Land in der/den 
Amtssprache(n) dieses Landes und in Englisch. Die Web-
site informiert auch darüber, wie Wähler aus dem Ausland 
(aus einem anderen EU-Land oder einem Drittland) oder 
durch einen Bevollmächtigten abstimmen können.
https://www.europawahl.eu/

Generalanwalt des EuGH hält CETA für vereinbar mit EU-Recht: Der Generalanwalt am Europäischen Ge-
richtshof (EuGH) hat die Zweifel am vereinbarten Schiedsgericht im Handelsvertrag der EU mit Kanada (CETA-Ab-
kommen) zurückgewiesen. Seiner Ansicht nach ist der Mechanismus zur Beilegung von Investorenstreitigkeiten mit 
EU-Recht vereinbar. Belgien hatte im September 2017 Bedenken angemeldet und sich an das höchste europäische 
Gericht gewandt. Das Rechtsgutachten ist ein erster Verfahrensschritt. Die Einschätzung des Generalanwalts ist 
unverbindlich. In der Regeln folgen die Luxemburger Richter aber seiner Empfehlung. Das Freihandelsabkommen 
CETA wurde im Herbst 2016 vereinbart. Es soll Handelshemmnisse zwischen der EU und Kanada abbauen und Zölle 
für gewerbliche Waren zwischen beiden Wirtschaftsregionen weitgehend abschaffen. Das Güterhandelsvolumen 
lag 2016 bei 64 Milliarden Euro. Europa ist nach den USA der zweitgrößter Handelspartner Kanadas.
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“JugendBildungsmesse” in Erfurt

Veranstalter und Agenturen informieren über Auslandsaufenthalte
Am 23. Februar kommt die „JugendBildungsmesse“ 
(JuBi) ins Evangelische Ratsgymnasium Erfurt. Die Mes-
se ist eine der bundesweit größten Spezial-Messen zum 
Thema Bildung im Ausland. Austauschorganisationen, 
Veranstalter und Agenturen aus dem gesamten Bundes-
gebiet informieren auf der JuBi-Tour über alle Facetten 
von Auslandsaufenthalten und stellen ihre Programme 
und Stipendienangebote vor, unter anderem die Welt-
bürger-Stipendien. Die Beratung zu Themen wie Schü-

leraustausch, High School Aufenthalte, Sprachreisen, 
Au-Pair, Work & Travel, Freiwilligendienste sowie Prak-
tika im Ausland erfolgt persönlich an den Ständen der 
Aussteller durch Bildungsexperten und ehemalige Pro-
grammteilnehmer.
Die JuBi ist von 10 bis 16 Uhr geöffnet, der Eintritt ist frei. 
Mehr Informationen zur Veranstaltung finden Sie unter: 
https://jugendbildungsmesse.de/jubi-standorte/auslands-
jahr-erfurt-thueringen/

Mehr als 150 Jugendliche verschiedener Länder trafen sich erneut zur EfMUN in Erfurt

„Wir haben uns für die NMUN im November qualifiziert“
Es war mir nun zum dritten Mal vergönnt, die Schirm-
herrschaft über das Projekt EfMUN (Erfurter Model 
United Nations) der Uni Erfurt zu übernehmen.

Das Projekt simuliert UN-Sitzungen mit Jugendlichen 
aus verschiedenen Ländern. Die Eröffnung fand tradi-
tionsgemäß im Festsaal des Erfurter Rathauses statt. 
Mir war es eine große Freude und Ehre, die weit über 
150 festlich gekleideten jungen Menschen aus euro-
päischen und nichteuropäischen Staaten willkommen 
heißen zu können. Sie hatten sich nicht nur dazu ent-
schieden, sich ein bestimmtes, durchaus kompliziertes 
Wissen anzueignen, sondern auch dazu, mit diesem 
Wissen zu handeln. So haben sie sich auf die Verhand-

lungssituation verschiedener Staaten eingelassen und 
simulierten das Geschehen bei den Vereinten Nationen.

Es wurden Sitzungen der Generalversammlung, des Si-
cherheitsrates sowie des Menschenrechtsrates nachge-
stellt. Die Jugendlichen suchten nach Kompromissen 
und Wegen, um zwischen Länderinteressen Brücken zu 
bauen. Spie-
lerisch erwar-
ben sie sich ein 
fundamentales 
Verständnis da-
rüber, wie Poli-
tik auf interna-
tionaler Ebene 
gemacht wird 
– oder gemacht 
werden sollte. 
Aus aktuellem 
Anlass wäre ich 
auch gern be-
reit, Schirmherr 
eines „Model 
Westminster“ 
zu sein. Ich bin mir sicher, die jungen Menschen würden 
eine Remain-Lösung für Großbritannien finden!
„Wir“ haben uns übrigens dafür qualifiziert, dass Ende 
November 2019 das National Model United Nations 
(NMUN) erstmalig in Erfurt (und zugleich erstmalig in 
Deutschland) ausgetragen wird! Mehr über das Projekt 
finden Sie hier: https://www.uni-erfurt.de/mun/

https://jugendbildungsmesse.de/jubi-standorte/auslandsjahr-erfurt-thueringen/
https://jugendbildungsmesse.de/jubi-standorte/auslandsjahr-erfurt-thueringen/
https://www.uni-erfurt.de/mun/


EU-US-Handelsgespräche
Die EU-Kommission will den Weg für ein neues Handels-
abkommen mit den Vereinigten Staaten freimachen. 
Dazu hat sie zwei Verhandlungsmandate veröffentlicht: 
eines zur Abschaffung der Industriezölle und eines zur 
Reduzierung nichttarifärer Handelshemmnisse. Bevor die 
Verhandlungen beginnen können, muss der Rat (also die 
28 zuständigen Minister der Mitgliedstaaten) den Manda-
ten zustimmen. Die Links zu den Textentwürfen (derzeit 
leider nur auf Englisch)  finden Sie hier: 
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-502_de.htm

Letzter Aufruf für „On y va“
Die letzte Bewerbungsrunde für den Ideenwettbewerb 
„On ya va – Auf geht’s – Let’s go!“ ist eröffnet. Gesucht 
werden Teams, bestehend aus drei Partnern – einem 
deutschen, einem französischen und einem aus einem 
dritten EU-Mitgliedstaat, die gemeinsam ein gemeinnüt-
ziges Austauschprojekt organisieren. Der Wettbewerb ist 
eine Gemeinschaftsinitiative der Robert Bosch Stiftung 
und dem Deutsch-Französischen Institut. Es winkt ein För-
derbetrag von 5.000 Euro. Bewerbungsschluss ist der 13. 
März. Mehr Informationen unter: 
https://www.auf-gehts-mitmachen.eu/das-programm.html

Infotag: Fördermöglichkeiten im Energiebereich
Die Nationale Kontaktstelle Energie wird am 12. März 
in Kiel über die Förderaufrufe für Projektanträge im Be-
reich „Sichere, Saubere und Effiziente Energie“ für 2019 
informieren und für individuelle Beratungsgespräche zur 
Verfügung stehen. Sie wird einen allgemeinen Überblick 
über das Forschungs- und Innovationsprogramm der EU 
(Horizon 2020) geben, die Struktur und die thematischen 
Schwerpunkte des aktuellen Arbeitsprogramms im Ener-
giebereich vorstellen und Hintergrundinformationen zur 
Antragstellung geben. Der Fokus der Veranstaltung liegt 
auf Fördermöglichkeiten für innovative Energieprojek-

te in 2019. Der Infotag richtet sich an Unternehmen und 
Forschungseinrichtungen, die Ideen von europaweiter 
Bedeutung verfolgen möchten und/oder sich für die in-
ternationale Zusammenarbeit interessieren. Anmelde-
schluss für die Veranstaltung ist der 5. März. Mehr Infos 
unter: https://bit.ly/2DM73aL

Stipendium: Jugendliche mit Migrationserfahrung
Die START-Stiftung vergibt 150 Stipendien für Bildung 
und Engagement an Jugendliche mit Migrationserfah-
rung. START begleitet die Jugendlichen drei Jahre in ihrer 
persönlichen Entwicklung und bestärkt sie darin, die Ge-
sellschaft aktiv mitzugestalten. Der Bewerbungszeitraum 
endet am 15. März. Mehr Infos unter:
https://www.start-stiftung.de/

Modellprojekte im ländlichen Raum gesucht
Mit dem Programm „LandMobil – unterwegs in ländlichen 
Räumen“ fördert das Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft beispielhafte Projekte, die die Mobi-
lität der Menschen in den ländlichen Räumen verbessern 
und damit einen Beitrag zur Sicherung von Teilhabe und 
Daseinsvorsorge leisten. Gesucht werden Vorhaben, die 
modellhaften Charakter haben, neue Ideen aufgreifen 
und übertragbare Lösungen entwickeln, so dass sie für 
andere ländliche Regionen als Vorbild dienen können. Bis 
1. April können entsprechende Projektskizzen eingereicht 
werden. Mehr Informationen finden Sie hier:
https://www.ble.de/DE/Projektfoerderung/Foerderungen-
Auftraege/Kompetenzzentrum-Laendliche-Entwicklung/
LandMobil.html?nn=8905210
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Ein Ausschuss im EU-Parlament besteht aus 24 bis 

76 Mitgliedern.

Diese Mitglieder sind alles EU-Abgeordnete wie ich.

Im Moment gibt es 20 Ausschüsse im EU-Parlament.

So zum Beispiel den Umwelt-Ausschuss 

oder den Industrie-Ausschuss.

In einem Ausschuss bereiten wir 

Abgeordneten die europäischen Gesetze vor.

Im Ausschuss benennen wir einen Bericht-Erstatter.

Dieser Bericht-Erstatter ist dann für einen 

bestimmten Bericht zuständig.

Ein Bericht ist so etwas wie ein Brief, den wir später 

an die EU-Kommission schicken.

In diesem Brief steht, was für ein neues Gesetz wir 

uns wünschen.

Oder wir schreiben der EU-Kommission 

unsere Meinung zu einem Gesetz, das 

sie bereits ausgearbeitet hat.

Bevor wir den Brief an die EU-Kommission schicken, 

müssen die meisten Abgeordneten mit dem Inhalt 

von dem Brief einverstanden sein.

Der Bericht-Erstatter befasst sich sehr genau mit 

einem neuen Gesetz.

Dafür hat er natürlich Helfer.

Außerdem bespricht er das neue Gesetz 

mit den Menschen, die es betrifft oder 

die dazu etwas sagen möchten.

Wenn er glaubt, dass sein Bericht ausgewogen 

genug ist, stellt er ihn zur Abstimmung.

Ausgewogen heißt: Viele Abgeordnete 

unterstützen den Bericht, auch die, die 

am Anfang nicht so begeistert waren.

In einem Ausschuss gibt es Mitglieder und 

Stellvertreter.

Ich bin zum Beispiel Mitglied im 

Verkehrs-Ausschuss.

Stellvertreter bin ich im Sozial-Ausschuss.

Als Mitglied kann ich Bericht-Erstatter werden und 

kann über die Berichte von den anderen Kollegen 

im Ausschuss abstimmen.

Als Stellvertreter kann ich zwar 

mitarbeiten und meine Meinung sagen, 

aber ich habe kein Stimm-Recht.

Ein Stimm-Recht habe ich als Stellvertreter nur 

dann, wenn ein Mitglied aus meiner

Parteien-Familie nicht da ist und mich bittet, für ihn 

abzustimmen.

Als Stellvertreter kann ich auch Bericht-Erstatter 

werden.

Bei der Abstimmung über meinen eigenen 

Bericht darf ich als Stellvertreter ja eigentlich nicht 

mitmachen.

Deswegen frage ich dann ein

Ausschuss-Mitglied aus meiner

Parteien-Familie, ob ich für ihn abstimmen darf.

Wer macht was im Europäischen Parlament?
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Wie werden die Gesetze vorbereitet?
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Der Ausschuss

Die Ausschuss-Mitglieder


